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Liebe
Mitbürgerinnen 

und 
Mitbürger, 

ich freue mich, Ihnen die 1. Auflage 
unserer Informationsbroschüre „Rund
ums Bauen” präsentieren zu können.

Die Broschüre wird Ihnen als Bauinteres-
sent nicht automatisch zu der begehrten
Genehmigung verhelfen und kann Sie
auch nicht von Ihren Bauherrenpflichten
entbinden, jedoch dem aufmerksamen
Leser wird sie ein nützlicher Wegweiser
sein wenn es darum geht, das richtige
Antragsverfahren zu wählen, die erforder-
lichen Bauvorlagen zusammenzustellen
und innerhalb der Stadtverwaltung den
richtigen Ansprechpartner für die Lösung
der anstehenden und manchmal schwieri-
gen Probleme zu finden.

Unsere Stadt ist gerade in der jüngeren
Vergangenheit enorm gewachsen. Dank
der guten Kooperation von Rat und Ver-
waltung sind in beiden Stadtteilen Vorst
und St. Tönis Bebauungspläne, die unter
anderem Wohnbauflächen vorsehen, ent-
wickelt worden. Diese verbindliche Bau-
leitplanung trägt dafür Sorge, dass büro-
kratische Hemmnisse abgebaut und das
Bauen wesentlich erleichtert wird.

So ist z. B. für die Errichtung eines Wohn-
hauses innerhalb eines qualifizierten
Bebauungsplanes im Rahmen des Freistel-
lungsverfahrens keine Baugenehmigung
mehr unbedingt erforderlich. 

Ein „Weniger” an behördlichem Einfluss
bedeutet ein „Mehr“ an Verantwortung
des Einzelnen. Ich bin aber fest davon
überzeugt, dass es Ihnen gelingen wird,
Ihr neues Heim auf dem von Ihnen ausge-
suchten Grundstück nach Ihren Vorstel-
lungen zu verwirklichen und würde mich
freuen, wenn Ihnen die vorliegende 
Broschüre sowie meine Mitarbeiter im
technischen Dezernat dabei behilflich 
sein können.

Abschließend möchte ich darauf hinwei-
sen, dass Sie weitergehende und umfas-
sende Informationen über unsere Stadt
auch im Internet unter 
www.toenisvorst.de abrufen können.

Ihr Bürgermeister 

Albert Schwarz
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Baustatik 12

Baustoffe 4, 32

Bauträger 20

Bauunternehmen U3

Bedachungen 36

Bodenbeläge 32

Dachdeckerbedarf 32

Elektro 26

Energie- u. Wasserversorgung 31

Erdarbeiten 36

Fassadensanierung 22

Fenster / Türen 32
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Branchenverzeichnis
Liebe LeserInnen!
Sie finden hier eine wertvolle Einkaufshilfe: einen Querschnitt leistungsfähiger Betriebe aus Handel, Gewerbe und 
Industrie, alphabetisch geordnet. Alle diese Betriebe haben die kostenlose Verteilung Ihrer Broschüre ermöglicht.
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Kompostprodukte 22

Maler 22, 32, U3

Malerbetriebe 22, 32, U3

Metallbau U3
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Rechtsanwälte 20, 35
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Steuerberatung 20

Tischlereien 26, 36

Tragwerksplanung 12

Treppen 2, 32

Vermessungsbüros U2

Versicherungen 20

Wirtschaftsberatung 20
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U = Umschlagsseite

Branchenverzeichnis
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Telefon 02151/999-

Bürgermeister
als Chef der Verwaltung
Albert Schwarz -137

Allgemeiner Vertreter 
des Bürgermeisters, 1. Beigeordneter
Hans Gerd Peters -135

Beigeordnete
für das technische Dezernat
Birgit Schmitz -429

Bereich Bauordnung, Bauaufsicht
Kurt Viethen -441
Katja Rummel -443
Franz-Josef Semnet -442
Astrid Jacobs -447
Thomas Schmitt -449
Michaela Mittmann -437
Birgit Urbach -437

Bereich Planung, Städtebau
Hansjürgen Lindner -423
Rainer Linden -425
Markus Pinkle -424

Bereich Bauverwaltung
Hans Peter Steppen -415

Bereich Tiefbau
Hans Schmetz -417

Wohnungsbauförderung, 
Wohnungswesen
Anette Rose -111

Bereich Liegenschaften und
Wirtschaftsförderung
Ulrich Esser -146

Bereich Umwelttechnik, 
Umweltplanung
Birgit Lufen -462

Bereich Stadtwerke
Strom, Gas, Wasser
Stadtwerke Tönisvorst

0 21 51/70 95-0

Bereich Schulen, Kultur, Sport,
Wulf Schuster -241

Bereich Kinder und Jugend
Iris Langels -222

Zuständigkeitseinteilung
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Bereich 999-

Abgeschlossenheitsbescheinigungen
Bauordnung -447 + 449

Abwasserbeseitigung Tiefbauamt -417

Anschlussbeiträge- 
(Wasser, Strom, Gas) Stadtwerke 0 21 51/70 95-0

Anschlussbeiträge- (Kanal)
Bauverwaltung -415

Anregungen/Beschwerden Bürgermeister -137
Beigeordnete -429
Hauptamt -167

Bauberatung – gestalterisch
Bauberatung – planungsrechtlich
Bauberatung – baurechtlich

Baugenehmigungen Bauordnung -441

Baugrundstücke Liegenschaften -146

Baulasten Bauordnung -447 + 449

Bauvoranfragen Bauordnung -441

Bebauungspläne Planung -423

Denkmalschutz Planung -423

Gewerbebetriebe/Existenzgründung
Liegenschaften -146

Was erledige ich wo ? Grundstücke - An- u. Verkauf
Liegenschaften -146

Grundstücksanschlusskosten – 
Gas, Wasser, Strom Stadtwerke 0 21 51/70 95-0

Grundstücks- und Kanalanschlusskosten
Bauverwaltung -415

Grundstücksteilungen Bauordnung -447 + 449

Rohbauabnahme Bauordnung -442 + 443

Schlussabnahme Bauordnung -441, -442 + 443

Stadtplanung Planung -423

Straßenunterhaltung Tiefbau -417

Umweltangelegenheiten Umweltamt -462

Wirtschaftsförderung Liegenschaften -146

Wohnungswesen Rechtsamt -108

Wohnungseigentumsgesetz - Anträge
Bauordnung -447 + 449

Adressen: Stadt Tönisvorst
Verwaltungsgebäude Verwaltungsgebäude
St. Tönis Vorst
Bahnstr. 15 St. Töniser Str. 8
47918 Tönisvorst 47918 Tönisvorst
oder Postanschrift

Stadtverwaltung Tönisvorst
Postfach 1453
47910 Tönisvorst

Internet: www.toenisvorst.de E-Mail: info@toenisvorst.de
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Dass sich unsere Städte und Landschaften
nachhaltig und im Interesse der Allge-
meinheit entwickeln — diese Ziele verbind-
lich zu formulieren und in Gesetzen fest-
zuhalten — ist Aufgabe des Städtebau-
rechts. Dabei vollzieht sich die Planung in
den Städten und Gemeinden Deutschlands
in zwei Stufen: Mittels Flächennutzungs-
plan, der auch als vorbereitender Bauleit-
plan bezeichnet wird, und mittels Bebau-
ungsplan, der verbindliche Bauleitplan.
Angesichts der Bedeutung und Auswirkun-
gen dieser Pläne, die vom Rat der Stadt
beschlossen werden, bestehen Pflichten
zur Beteiligung der Bürger und der so
genannten Träger öffentlicher Belange
wie Umweltverbände und –ämter, Denk-
malschützer oder Versorgungswerke.
Bauleitpläne, Flächennutzungs- und
Bebauungsplan müssen eine nachhaltige
städtebauliche Entwicklung gewährlei-
sten. Dabei müssen Wohnbedürfnisse, ver-
brauchernahe Versorgung, Bedürfnisse
nach Kultur, Bildung, Sport und Freizeit
berücksichtigt werden — um nur einige
städtebauliche Gründe zu nennen. Dazu
gehören aber auch die Belange des
Umweltschutzes, der Denkmalpflege oder
der Wirtschaft.

Unsere Rechtsordnung sieht das
Recht zum Bauen als wesentlichen
Bestandteil des Eigentumsrechts
an. Der Grundstückseigentümer
darf seinen Grundbesitz nutzen
und bebauen, soweit nicht Rechte
Dritter oder gesetzliche Vorschrif-
ten entgegenstehen. 

Wer eine Baumaßnahme durch-
führt, ist für die Einhaltung aller
rechtlichen Vorschriften verant-
wortlich, die Bauaufsichtsbehörde
überwacht dies. Es liegt im eige-
nen Interesse eines jeden Bauwilli-
gen, schon frühzeitig vor Baube-
ginn mit Hilfe eines qualifizierten
Entwurfsverfassers (Architekt oder
Bauingenieur) die im 
Einzelfall maßgeblichen Bestim-

11..  EEiinnlleeiittuunngg

1.1 Städtebaurecht

mungen zu ermitteln und bei der Realisie-
rung des Vorhabens zu beachten. Diese
Baubroschüre will durch Erläuterungen
der Grundzüge des öffentlichen Baurechts
eine bessere Übersicht vermitteln und
somit zum Gelingen Ihres Bauwunsches
beitragen. Da es nicht immer einfach ist,
die Zulässigkeit eines Bauwunsches aus-
zuloten, steht Ihnen das Bauordnungsamt
während der Sprechstunden
Montag und Donnerstag 
von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr und 
von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
im Verwaltungsgebäude Vorst
für allgemeine Auskünfte und Beratungen
zur Verfügung. Für Fragen im Zusammen-
hang mit ganz konkreten Bauvorhaben
werden Terminabsprachen mit den
zuständigen Sachbearbeitern (siehe
„Zuständigkeitseinteilung”) empfohlen.
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Der Flächennutzungsplan (FNP) umfasst
das gesamte Gebiet der Stadt Tönisvorst.
Er zeigt, wie sich nach dem Willen der
Stadt das Stadtgebiet zukünftig räumlich
entwickelt und welche Nutzungsmöglich-
keiten (Wohnbebauung, Gewerbe, Land-
wirtschaft etc.) auf den einzelnen Flächen
im Stadtgebiet entstehen sollen.

1.2 Der Flächen-
nutzungsplan

Wie ein konkretes Gebiet tatsächlich ent-
wickelt wird, regelt ein Bebauungsplan. 
Er wird aus dem Flächennutzungsplan
erarbeitet und beantwortet Fragen wie: 

— Wo darf gebaut werden ? 
— Wo darf was gebaut werden ? 
— Wie darf bzw. wie muss gebaut werden ?
— Wie wird der Verkehr geführt ? 
— Wo darf nichts gebaut werden ? 

1.3 Der Bebauungsplan

Die für die Bebauung vorgesehe-
nen Flächen können nach der
besonderen Art ihrer baulichen
Nutzung (z. B. reine Wohngebiete,
allgemeine Wohngebiete, Gewerbe-
gebiete) festgesetzt werden. Das
Maß der baulichen Nutzung
bestimmt sich durch die Festset-
zung der Grundfläche, der
Geschossfläche, der Zahl der Voll-
geschosse und der Höhe der bau-
lichen Anlage. Die überbaubaren
Grundstücksflächen können durch
die Festsetzung von Baulinien,
Baugrenzen oder Bebauungstiefen
bestimmt werden.

Textliche und gestalterische Fest-
setzungen (z. B. Anordnung von
Garagen und Stellplätzen auf dem
Grundstück, Farben des Klinkerma-
terials und Dachziegel) für unter-
schiedliche Zielsetzungen können
weitere Vorgaben beinhalten. 
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städtebauliche Ortsbild. Vom Grundsatz
her soll der Außenbereich nicht bebaut
werden, um ihn für die Erholung der
Bevölkerung sowie die land- und forstwirt-
schaftliche Nutzung zu reservieren. Eine
Bebauung ist ausnahmsweise nur zugelas-
sen, wenn sie zu den so genannten privili-
gierten Vorhaben zählt, die wegen ihrer
Zweckbestimmung dort errichtet werden
müssen. Hierzu zählen in erster Linie Land-
, Gartenbau- oder forstwirtschaftliche
Betriebe, öffentliche Ver- und Entsor-
gungseinrichtungen (z. B. Wasserwerke,
Klärwerke, Regenrückhaltebecken) und
bestimmte gewerbliche Nutzungen, die
besondere Anforderungen an die Umge-
bung stellen oder nachteilige Auswirkun-
gen hervorrufen.

Sofern noch kein Planrecht vorliegt, rich-
tet sich die Zulässigkeit einer Bebauung
nach den §§ 34 und 35 Baugesetzbuch.
Diese unterscheiden zwischen dem Bauen
innerhalb eines im Zusammenhang
bebauten Ortsteiles (Innenbereich) oder
des noch unbebauten Siedlungsbereiches
(Außenbereich).

Im Innenbereich bestimmt die Umge-
bungsbebauung die Kriterien für das Ein-
fügen eines Vorhabens und somit für sei-
ne Zulässigkeit; je homogener sich eine
vorhandene Bebauung darstellt, um so
mehr Anpassung an diese Bebauung ist zu
verlangen. Dies gilt für Art und Maß der
baulichen Nutzung, die Bauweise, die
überbaubaren Grundstücksflächen,
gesunde Arbeitsverhältnisse und das

1.5 Unbeplante Bereiche gem. § 34 und 35 BauGB

Es ist nicht immer die Stadt, die
Bebauungspläne oder sonstige
städtebauliche Satzungen ausar-
beitet. Diese Aufgabe kann auch
einem privaten Investor übertra-
gen werden, der für ein ganz
bestimmtes Gebiet einen Plan
samt Erschließung verwirklicht —
eben den Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan. Wie bei einem Bebau-
ungsplan bleiben die Beteiligung
der Bürger und die Ziele der städ-
tebaulichen Entwicklung gewahrt
und der Plan muss von den
gewählten Vertretern der Bürger,
dem Rat, abgesegnet werden.

1.4 Der Vorhaben- und
Erschließungsplan

Das Bauordnungsrecht des Landes
regelt zum Einen die Anforderun-
gen an die Bauausführung, also
wie gebaut werden darf, zum
Anderen das Baugenehmigungs-
verfahren mit seinen einzelnen
Schritten.

Die Bauausführung hat maßgeblich
Sicherheitsanforderungen zu erfül-
len, wie zum Beispiel Brandschutz,
Standsicherheit, Schallschutz, bau-
physikalischen und energiesparen-

den Wärmeschutz, Verkehrssicherheit,
Schutz gegen Feuchtigkeit und Korrosion,
technische Baubestimmungen, die
Zugänglichkeit von Gebäuden für beson-
dere Personengruppen (Menschen mit
Behinderungen, alte Menschen und Perso-
nen mit Kleinkindern), die Beschaffenheit
von Wohnungen und die Verwendung von
Bauprodukten. 

Ein besonders wichtiger Teil des Bauord-
nungsrechtes bildet die Verordnung über
bautechnische Prüfungen (BauPrüfVO). 

Diese enthält in ihrem ersten Teil die Vor-
schriften über Bauvorlagen im bauauf-
sichtlichen Verfahren. Für jede der ver-
schiedenen Verfahren regelt die BauPrüfVO
die einzureichenden Unterlagen (s. Ziff. 4). 

1.6 Bauordnungsrecht
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Unter diesem Begriff werden die sonsti-
gen öffentlich-rechtlichen Vorschriften,
die mit dem Bauen zusammenhängen,
zusammengefasst. Ihre Zahl ist außeror-
dentlich groß und für ein Bauvorhaben
nur schwierig zu erfassen. 

Die Bauaufsichtsbehörde beteiligt deshalb
in Baugenehmigungsverfahren verschie-
dene Behörden und Dienststellen. Darüber
hinaus steht das Bauordungsrecht in
enger Verbindung zu weiteren Bundes-
und Landesgesetzen, deren Vollzug den
Bauaufsichtsbehörden teilweise selbst
obliegt. Als Beispiele können genannt
werden: Energieeinsparverordnung (ehe-
mals Wärmeschutzverodnung) gültig ab
Februar 2002, Wohnungseigentumsgesetz,
Denkmalschutzgesetz, Feuerschutz- und
Hilfegesetz, Schornsteinfegergesetz, Ver-
messung- und Katastergesetz und Bausta-
tistikgesetz. 

1.7 Baunebenrecht

Zum Bau eines Hauses gehört in der Regel
der Ankauf eines Baugrundstückes. Bau-
grundstücke können von privater Seite,
Bauträgern usw. erworben werden, aber
auch von Kommunen. 

Auch die Stadt Tönisvorst erschließt
immer wieder neue Baugebiete in den ein-
zelnen Stadtteilen und veräußert die Bau-
grundstücke, um den Bedarf zu decken
(Näheres beim Liegenschaftsamt unter
0 21 51/99 91 46).

Grundsätzlich verlangt das Baugesetz-
buch neben der Übereinstimmung mit
dem Bebauungsplan zusätzlich noch die

Erschließung. Grundstücke sind erst dann
bebaubar, wenn die Erschließung gesi-
chert ist, also Grundstücksver- und –ent-
sorgung möglich ist (Trink- und Abwasser,
Strom, Gas), Verkehrs- und Erholungsflä-
chen existieren.

Fazit:
Ein Grundstück ist grundsätzlich bebau-
bar, wenn es

a) im Einklang mit dem Bebauungsplan
steht und die Erschließung (Verkehr,
Wasserversorgung und Kanal) gesichert
ist; 

1.8 Baugrundstücke
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SCHÖNER BAUEN

SCHÖNER WOHNEN

Planung

Kostenberechnung

Bauleitung

Städtebau 

Gutachten

ARCHITEKTURBÜRO
HEINZ-HUBERT LITT
VOSSENHÜTTE 9  

47918 TÖNISVORST

TEL 0 2156 / 8 04 61

www.architektur-litt.de

e n t w u r f  p l a n u n g  b a u l e i t u n g

Architekturbüro
Schmidt

dip l .  i ng.  a rch i tek t  aknw
h e l m u t  s c h m i d t
w i l l i c h e r  s t r .  1 2
4 7 9 1 8  t ö n i s v o r s t
t e l  0 2 1 5 1 - 3 6 8 7 1 0
f a x  0 2 1 5 1 - 3 6 8 7 1 1
mail archi.schmidt@t-online.de
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b) zwar nicht im Geltungsbereich eines
qualifizierten Bebaungsplanes, aber
innerhalb eines im Zusammenhang
bebauten Ortsteils liegt, sich in die
Eigenart der näheren Umgebung ein-
fügt und die Erschließung gesichert ist;

c) im Außenbereich liegend einem privili-
gierten Zweck dient oder als sonstiges
Vorhaben öffentliche Belange nicht
beeinträchtigt und die Erschließung
gesichert ist (z. B. im Geltungsbereich
einer Außenbereichssatzung liegt).

Wer vor hat, ein 
Grundstück zu kaufen, 
sollte auf Folgendes 
achten:

Checkliste Grundstücks - /Hauskauf 

Wichtig Vorhanden Nicht wichtig

❍ ❍ ❍ Geschäfte

❍ ❍ ❍
Öffentliche
Verkehrsmittel

❍ ❍ ❍ Ärzte

❍ ❍ ❍ Verkehrsanbindung

❍ ❍ ❍
Kurze Entfernung
zum Arbeitsplatz

❍ ❍ ❍
Kindergarten,
Schulen

❍ ❍ ❍ Grundstücksgrößen

❍ ❍ ❍ Zentrale Lage

❍ ❍ ❍ Freizeitangebote
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2.1 Allgemeines

Grundsätzlich bedürfen die Errich-
tung, Änderung, Nutzungsände-
rung und der Abbruch baulicher
Anlagen einer Baugenehmigung,
sofern es sich nicht um genehmi-
gungsfreie Vorhaben gemäß § 65
BauO NRW handelt.
Für genehmigungspflichtige Vor-
haben ist bei der Bauaufsichtsbe-
hörde ein Bauantrag einzureichen
und die Baugenehmigung abzuwar-
ten. Es ist ratsam, sich im Vorfeld
genauestens über die notwendigen
Voraussetzungen zu informieren.
Der Bauantrag bzw. die Bauvoran-
frage sind unmittelbar bei der
zuständigen Bauaufsichts-
behörde = Bauordnungsamt 
der Stadt Tönisvorst (Verwal-
tungsgebäude Vorst), St. Töniser
Str. 8, einzureichen.
Für eine persönliche Beratung
außerhalb dieser Sprechzeiten ste-
hen die Mitarbeiter auch gerne
bereit. Allerdings empfiehlt sich
hier eine vorherige Terminabspra-
che, da sie neben der Prüfung und
Bearbeitung der Antragsunter-
lagen vor allem die Baustellen vor
Ort überwachen.

2.2 Antragsbearbeitung

Innerhalb einer Woche nach Eingang der
Antragsunterlagen prüft die Bauaufsichts-
behörde, ob Ihr Antrag vollständig ist und
welche anderen Behörden, Dienststellen
oder Sachverständige im Verfahren zu
beteiligen sind. Über das Ergebnis dieser
Prüfung ergeht eine Eingangsbestätigung.
Anschließend werden die Stellungnahmen
der Fachbehörden und Dienststellen ein-
geholt. 

Ein unvollständiger Bauantrag muss auf
Grund gesetzlicher Bestimmungen gebüh-
renpflichtig (1/4 der Genehmigungsgebühr!)

2. Grundüberlegungen

zurückgewiesen werden. Nur bei kleineren
Mängeln, die in kürzester Zeit behoben
werden können, ergeht eine Aufforderung,
diese innerhalb einer Frist von ca. 2 — 4
Wochen zu beheben. Die Bauaufsicht der
Stadt Tönisvorst möchte Ihnen hierdurch
unnötigen Ärger ersparen. 

Beachten Sie aber: 
Unvollständige und fehlerhafte, d. h. nicht
prüfbare Anträge müssen zurückgewiesen
werden, damit andere vollständige Bauan-
träge in kürzester Zeit genehmigt werden
können !
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2.3 Nachbar- bzw. Angrenzerbeteiligung

Im Baugenehmigungsverfahren ist die
Beteiligung der Angrenzer bzw. der Nach-
barn erforderlich wenn zu erwarten ist,
dass öffentlich-rechtlich geschützte nach-
barliche Belange (z. B. die Einhaltung des
Grenzabstandes) berührt werden. Diese
Beteiligung erfolgt von Amts wegen und
kann sich längere Zeit hinziehen, da die
Nachbarn oft Erläuterungsbedarf haben.
Die Zustimmung kann der Nachbar abge-

ben, wenn er die Lagepläne und Bauzeich-
nungen unterschreibt oder für eine erfor-
derliche Abweichung schriftlich sein Ein-
verständnis abgibt. Es liegt auf der Hand,
dass eine frühzeitige Kontaktaufnahme
mit dem/den Nachbarn und die Vorlage
der Zustimmung bereits mit dem Bauan-
trag das Verfahren außerordentlich
beschleunigen können.
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Die Entwürfe für die Errichtung
und Änderung von Gebäuden – mit
Ausnahme von Garagen, Behelfs-
bauten und untergeordneten
Gebäuden – müssen nach § 70
BauO NRW von einem bauvorlage-
berechtigten Entwurfsverfasser
durch Unterschrift anerkannt sein.
Er garantiert mit seiner Unter-
schrift auf den Bauvorlagen die

Richtigkeit der Angaben und das korrekte
Ineinandergreifen der verschiedenen
Unterlagen. Bauvorlageberechtigt sind
Architekten und ggfs. Bauingenieure als
Mitglied der Architektenkammer bzw. der
Ingenieurkammer – Bau. 
Je nach Größenordnung des Bauvorha-
bens müssen staatlich anerkannte Sach-
verständige hinzugezogen werden, die
den Nachweis über den ausreichenden

Schall- und Wärmeschutz, ggfs. auch den
Brandschutz und die Standsicherheit
erbringen müssen. Hierbei handelt es sich
um solche, die auf Grund der Sachverstän-
digenverordnung von den Baukammern
bestellt (staatlich anerkannt) wurden. Die
staatlich anerkannten Sachverständigen
werden, wie die Architekten und Ingenieu-
re, in aktuellen Listen bei der Architekten-
bzw. Ingenieurkammer geführt. 

2.4 Entwurfsverfasser und Sachverständige

2.5 Bauleiter

Wieder eingeführt wurde mit der neuen
Landesbauordnung ( § 59 a) die Person
des Bauleiters. Dieser Fachmann über-
wacht die Baumaßnahme und achtet auf
den sicheren bautechnischen Betrieb der
Baustelle, insbesondere auf das gefahrlo-
se Ineinandergreifen der verschiedenen
Arbeiten und die Einhaltung der Arbeits-
schutzbestimmungen.
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3.1 Freistellung von Wohngebäuden (§ 67 BauO NRW)

Die Errichtung und Änderung von Wohn-
gebäuden innerhalb des Geltungsberei-
ches eines qualifizierten Bebauungspla-
nes oder Vorhaben- und Erschließungspla-
nes bis hin zur Hochhausgrenze (Anord-
nung von Aufenthaltsräumen mehr als
22 m über der Geländeoberfläche) ist von
der Baugenehmigungpflicht freigestellt,
wenn das Bauvorhaben in jeder Hinsicht
die Festsetzungen des Bebauungsplanes
einhält und die Erschließung des Vorha-
bens gesichert ist. 

Der Bauherr kann trotzdem die Durch-
führung eines Baugenehmigungsver-
fahrens beantragen.

Die Freistellung entbindet nicht von der
Verpflichtung, vor Baubeginn die Bauvor-
lagen in einfacher Ausfertigung bei der
Stadtverwaltung einzureichen. Den Bau-
vorlagen sind evtl. erforderliche Genehmi-
gungen, Erlaubnisse oder Zustimmungen
nach anderen öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften beizufügen (z. B. wasserrechtli-
che Erlaubnis für die Versickerung des
Regenwassers). 

3. Verfahrensarten und 
was sonst noch nötig sein könnte

Sofern innerhalb eines Monats nach Ein-
gang keine Erklärung der Stadt über die
Anordnung eines Baugenehmigungsver-
fahrens ergeht, kann mit der Bauausfüh-
rung begonnen werden. Für freigestellte
Wohngebäude liegt die Verantwortung für
die ordnungsgemäße Planung und Ausfüh-
rung allein bei den Bauherren, den Ent-

wurfsverfassern und den staat-
lichen anerkannten Sachverständi-
gen. 
Vor Baubeginn sind die an das Bau-
grundstück unmittelbar angren-
zenden Nachbarn über das Vorha-
ben von dem Bauherrn zu infor-
mieren. 
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Das vereinfachte Genehmigungsverfahren
ist das häufigste Baugenehmigungsver-
fahren, in dem die Gebäude und baulichen
Anlagen behandelt werden, die keinen
bzw. nur in geringem Umfang Sondervor-
schriften unterliegen. In diesem Verfahren
überprüft die Bauaufsichtsbehörde nur
eingeschränkt die Übereinstimmung des
Bauvorhabens mit den öffentlich-recht-
lichen Vorschriften. Hinsichtlich der bau-
technischen Einzelheiten liegt die Verant-

wortung für das Vorhaben in allen Pla-
nungs- und Bauphasen bei den am Bau
Beteiligten. Durch den reduzierten Prüf-
umfang wird eine zügige Bearbeitung
ermöglicht. 

Größere Wohngebäude mit mehreren
Geschossen (rechtstechnisch heißt es:
Gebäude mittlerer Höhe – hierbei muss
der Fußboden eines Aufenthaltsraumes
mindestens 7 m, jedoch nicht mehr als

22 m über der Geländeoberfläche liegen),
werden auch hinsichtlich der Einhaltung
der grundlegenden Brandschutzvorschrif-
ten geprüft; für kleinere Wohngebäude
(rechtstechnisch „Gebäude geringerer
Höhe” – hierbei darf kein Aufenthaltsraum
mehr als 7 m über der Geländeoberfläche
liegen) muss der Entwurfsverfasser für
einen ausreichenden Brandschutz allein
Sorge tragen. 

3.2 Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren (§ 68 BauO NRW)

Unterliegt eine Baumaßnahme weder der
Freistellung noch dem vereinfachten
Genehmigungsverfahren, so prüft die Bau-
aufsichtsbehörde die Übereinstimmung
mit den öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten uneingeschränkt. 
Im normalen Baugenehmigungsverfahren
gibt es also keinen Bereich, der von der
Prüfung ausgenommen bleibt. Wegen des

3.3 „Normales” Baugenehmigungsverfahren 
(§ 63 BauO NRW)

umfassenden Prüfauftrages dauert das
normale Genehmigungsverfahren länger
als das vereinfachte. 

Es besteht aber die Möglichkeit, diese
Dauer zu verkürzen, in dem der Entwurfs-
verfasser in allen Phasen des Verfahrens
eng mit der Bauaufsichtsbehörde koope-
riert.
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Rechtsverbindliche Auskunft über
die planungsrechtliche Zulässig-
keit eines Bauvorhabens erhält
man auch durch Einreichung einer
Bauvoranfrage. Die Bauaufsichts-
behörde erteilt einen schriftlichen
Bauvorbescheid, der die Zulässig-
keit des Bauwunsches bestätigt
oder einzelne Planungsfragen
beantwortet. Um sich ein konkre-
tes Bild von dem zukünftigen Vor-
haben machen zu können, benötigt
die Bauaufsichtsbehörde aussage-
fähige Unterlagen. In einem Lage-
plan (siehe Ziff. 4.2) muss das Vor-
haben dargestellt werden; auch
gehören hierzu Bauzeichnungen
oder Skizzen und eine kurze
Beschreibung. Alle Unterlagen sind
in mindestens 2-facher Ausferti-
gung einzureichen.

Der erteilte Vorbescheid ist 2 Jah-
re gültig und kann um jeweils ein
Jahr verlängert werden. Der Vor-
bescheid schafft eine baurechtli-
che Grundlage und damit Sicher-
heit für die weitere Planung.
Auf dem Vorbescheid kann der
eigentliche Bauantrag aufbauen;
die Bindung der Behörde entfällt
jedoch, wenn der Bauantrag vom
Vorbescheid in wesentlichen Teilen
abweicht.

3.4 Bauvoranfrage 
(§ 71 BauO NRW)
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3.6 Gebühren

Für die Bearbeitung des Bauantra-
ges fallen nach landesrechtlichen
Vorgaben Gebühren an, auch wenn
ein negativer Bescheid ergeht oder
ein Antrag vorzeitig zurückgezogen
wird. Die Gebührenhöhe ist abhän-
gig vom umbauten Raum und der
Gebäudeart. Lassen sich hierzu kei-
ne Angaben machen, so werden die
geschätzten Rohbau- bzw. Herstel-
lungskosten, die landeseinheitlich
festgesetzt werden, in Ansatz
gebracht. (Für ein einfaches Einfa-
milienhaus mit ca. 100 m2 Wohnflä-
che müsste man mit ca. 500 Euro
kalkulieren)

3.5 Baugenehmigung (Bauschein)

Liegen alle notwendigen Unterlagen und
Stellungnahmen vor ( siehe Ziff. 4), ent-
scheidet die Bauaufsichtsbehörde über
den Bauantrag. 
Die Dauer des Genehmigungsverfahrens
hängt dabei von verschiedenen Faktoren
ab, u. a. von der Vollständigkeit der Unter-
lagen, der Rechtmäßigkeit des Vorhabens
und dem Erfordernis zur Beteiligung Drit-
ter (Behörden und Nachbarn). 
Die Baugenehmigung erlischt nach 3 Jah-

ren, wenn nicht innerhalb dieser Frist mit
der Bauausführung begonnen oder die
Ausführung ein Jahr unterbrochen wird.
Auf schriftlichen Antrag kann auch rück-
wirkend die Geltungsdauer jeweils um ein
Jahr verlängert werden. Die Baugenehmi-
gung ist eine öffentlich-rechtliche Urkun-
de und ist daher vom Bauherrn sorgfältig
aufzubewahren und bei Veräußerung des
Grundstückes an den Rechtsnachfolger
weiterzugeben. 

werden können. Nicht zu verwech-
seln mit der Baulast ist die Grund-
dienstbarkeit, die im Grundbuch
des Amtsgerichtes eingetragen
wird.

Die Eintragung einer Baulast setzt
einen Lageplan mit der Darstellung
der einzutragenden Baulastfläche
(grüne Schraffur) voraus. Dieser
Lageplan muss in der Regel von
einem öffentlich bestellten Ver-
messungsingenieur angefertigt
werden (amtlicher Lageplan, siehe
hierzu Punkt 4.2) Außerdem bedarf
es eines aktuellen Grundbuchaus-
zuges oder (bei Gewerbebetrieben)
eines aktuellen Auszugs aus dem
Handelsregister vom Baulastge-
bergrundstück. 

Durch die Eintragung einer Baulast kön-
nen sich die Grundstückseigentümer zu
bestimmten Dingen, die ihre Grundstücke
betreffen, verpflichten. Die Verpflichtung
ist freiwillig und kann von der Bauauf-
sichtsbehörde nicht eingefordert werden.
Typische Fälle, die eine Baulast erforder-
lich machen sind Bauvorhaben, die auf
einem Grundstück errichtet werden sol-
len, das nicht erschlossen ist, also nicht
direkt an einer öffentlichen Straße liegt.

Hier ist der Zugang bzw. die Zufahrt über
ein Privatgrundstück durch eine Baulast
zu sichern. Weiterhin können z. B.
Abstandsflächen, Pkw-Abstellplätze oder
im Geschosswohnungsbau auch Kinder-
spielplätze Gegenstand einer Baulast sein,
wenn sie von den Bauherren nicht auf
dem eigenen Grundstück nachgewiesen

3.7 Baulasten (§ 83 BauO NRW)
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Nach dem Wohnungseigentumsgesetz
können in bestehenden oder neu zu
errichteten Gebäuden Eigentumswohnun-
gen geschaffen werden, die dann getrennt
veräußerbar werden.

Es ist ebenfalls möglich, an nicht zu Wohn-
zwecken dienenden Nutzungseinheiten
(Büros, Läden, Gewerbeeinheiten) Sonder-
eigentum zu bilden. Das Wohnungs- bzw.
Sondereigentum wird über den Notar
begründet und bedarf der Eintragung ins
Wohnungsgrundbuch. 
Voraussetzung für die Begründung von

Wohnungseigentum ist eine Abge-
schlossenheitsbescheinigung, die
bei der Bauaufsichtsbehörde bean-
tragt werden muss. 

Außer dem Antrag auf Abgeschlos-
senheitsbescheinigung und einem
unbeglaubigten Grundbuchauszu-
ges neueren Datums sind Bau-
zeichnungen mit den entsprechen-
den Kennzeichnungen der abge-
schlossenen Wohnungs- oder
Sondereigentumseinheiten vorzu-
legen. 

3.8 Abgeschlossenheitsbescheinigung 
(§§ 7, 32 Wohnungeigentumsgesetz)

3.9 Teilung von Grundstücken (§ 8 BauO NRW)

§ 8 BauO NRW regelt die Teilung von
Grundstücken. Eine Teilungsgenehmigung
ist erforderlich, wenn das zu teilende
Grundstück bebaut ist. 
Die Zulässigkeit einer Teilung kann u. a.
abhängig sein von den neu entstehenden
Grenzabständen, von der Frage der
Erschließung und brandschutzrechtlichen
Bestimmungen. Zur Prüfung der Zulässig-

keit ist die Vorlage einer Flurkarte mit Ein-
zeichnung der neu entstehenden Grenzen
„in roter Farbe” zum entsprechenden
Antrag erforderlich. Gegebenenfalls kön-
nen weitere Angaben zur Prüfung notwen-
dig werden, so z. B. eine Berechnung der
Abstandsflächen vorhandener Gebäude,
damit der korrekte Verlauf der neuen
Grenze festgestellt werden kann. 
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Der Bauantrag ist schriftlich und minde-
stens in zweifacher Ausfertigung bei der
Bauaufsichtsbehörde einzureichen. Die
Anzahl der benötigten Ausfertigungen, die
abhängig ist von der Anzahl der zu beteili-
genden Dienststellen und Fachbehörden,
kann im Zweifelsfall bei der Bauaufsichts-
behörde erfragt werden. 
Durch die Einreichung mehrerer Ausferti-
gungen wird die Bauaufsichtsbehörde in
die Lage versetzt, mehrere Stellen gleich-
zeitig zu beteiligen, was der Beschleuni-
gung des Verfahrens letztendlich dient. 

Der Lageplan ist auf der Grundlage einer
amtlichen Flurkarte im Maßstab minde-
stens 1 : 500 zu erstellen. Bei kleinen
Grundstücken oder verschachtelter
Bebauung wird zweckmäßiger Weise der
Maßstab 1 : 250 gewählt, um die Lesbarkeit
zu gewährleisten. Es müssen alle in der
Bauprüfverordnung geforderten Angaben
zum Baugrundstück unter Verwendung
der Planzeichen der Anlage zur BauPrüfVO
dargestellt werden. Besonders wichtig ist

4. Die Antragsunterlagen
4.1 Allgemeine Anforderungen

4.2 Lageplan (§ 3 BauPrüfVO)

Entsprechende Antragsvordrucke liegen
bei der Bauaufsichtsbehörde (Verwal-
tungsgebäude Vorst) bereit. Diese sind
vollständig auszufüllen, insbesondere
bzgl. Antragsteller, Entwurfsverfasser und
Bauort. 

Den Vordrucken können Sie entnehmen,
welche Bauvorlagen bei den entsprechen-
den Verfahren erforderlich sind. 
Die Bauaufsichtsbehörde kann ergänzen-
de Unterlagen fordern oder auf bestimm-
te Unterlagen verzichten.

die Darstellung der rechtmäßigen
Grundstücksgrenzen und die
Abstandsflächen der geplanten
Gebäude. 

In einigen Fällen (z. B. streitige
Grenzverläufe, Grenzüberbauun-
gen) muss der Lageplan von einem
öffentlich bestellten Vermessungs-
ingenieur angefertigt sein (amt-
licher Lageplan).
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Liegt für ein Grundstück kein rechtsver-
bindlicher Bebauungsplan, Vorhaben-
oder Erschließungsplan vor, so muss den
Antragsunterlagen eine beglaubigte Lie-
genschaftskarte/Flurkarte, die nicht älter
als 6 Monate sein darf, beigefügt werden.
Für Bauvorhaben in den Außenbereichs-
lagen (s. Ziff. 1.5) sollte außerdem die
Kopie einer entsprechenden Deutschen
Grundkarte im Maßstab 1 : 5000 hinzuge-
fügt werden. Die Liegenschaftskarte/Flur-
karte muss die Bebauung im Umkreis von

50 m um das Baugrundstück und bei Vor-
haben im Außenbereich die Deutsche
Grundkarte die Bebauung im Umkreis von
500 m darstellen. Auszüge aus dem Lie-
genschaftskataster erhalten Sie im städti-
schen Liegenschaftsamt. 

Das komplette Kartenmaterial können Sie
außerdem beim Kataster- und Vermes-
sungsamt der Kreisverwaltung Viersen,
Rathausmarkt 3, Tel.-Nr.: 02 1 62/39 11 29
erhalten.

4.3 Flurkarte und Deutsche Grundkarte

Unter Bauzeichnungen versteht
man die Grundrisse aller Geschos-
se, notwendige Schnitte und alle
Ansichten des Bauvorhabens. Sie
müssen im Maßstab 1 : 100 vorge-
legt werden und alle für eine Beur-
teilung wichtigen Angaben und
Maße enthalten. Bei einem Umbau
muss z. B. gekennzeichnet sein,
welche Bauteile erhalten bleiben
(schwarz) bzw. welche Bauteile neu
erstellt werden sollen (weiß). 
Für die Darstellung schreibt die
Anlage zur BauPrüVO die zu ver-
wendenden Planzeichen vor.

4.4 Bauzeichnungen

Für die Baubeschreibung müssen
die landeseinheitlichen Vordrucke
verwendet werden, die bei der
Bauaufsichtsbehörde bereit liegen.
In der Baubeschreibung sind neben
einer Fülle von wichtigen Erläute-
rungen vor allem die zur Verwen-
dung kommenden Baustoffe anzu-
geben. Weiterhin ist die Nutzung zu
erläutern, soweit sich diese Anga-
ben nicht aus den Bauzeichnungen
oder dem Lageplan ergeben. 
Für gewerbliche Nutzungen und
landwirtschaftliche Betriebe sind
außerdem besondere Bau- und
Betriebsbeschreibungen erforder-
lich. 

4.5 Baubeschreibung
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digungen oder sogar eine Obstwiese 
dazu gehören) sind von dieser Anzeige-
und Genehmigungspflicht betroffen.

Dafür gibt es aber auch die Möglichkeit,
Zuwendungen für die Maßnahmen zu
erhalten. Vor allem aber sind Kosten, die
für die sinnvolle Nutzung und den Erhalt
von Denkmälern aufgewendet werden, im
Rahmen der Einkommenssteuer erhöht
absetzbar.

Die denkmalrechtliche Erlaubnis wird
durch die Untere Denkmalbehörde erteilt.
Sofern die Veränderungen dem Baugeneh-
migungsverfahren unterliegen, schließt
die Baugenehmigung die denkmalrechtli-
che Erlaubnis ein. Nach Bauordnungsrecht

5. Denkmalrechtliche,
gestalterische und

ökologische Anforderungen

5.1 Denkmalschutz/Denkmalpflege

Ist ein Bauwerk denkmalrechtlich unter
Schutz gestellt, hat der Eigentümer und
Nutzer besondere Pflichten. Das Denkmal
muss so genutzt werden, dass die Sub-
stanzerhaltung gewährleistet ist. Alle Ver-
änderungen sind im Vorfeld der Stadt
Tönisvorst – Untere Denkmalbehörde –
schriftlich mitzuteilen, damit sie fachlich
überprüft und genehmigt werden können.
Denn vielfach ist es nicht böse Absicht,
sondern mangelnde Fachkenntnis, die bei
Änderungen oder Ausbesserungen mehr
Schaden anrichten als Nutzen bringen.
Dabei beschränkt sich der Denkmalschutz
nicht nur auf die Außenwände; alle Bautei-
le des Gebäudes (bei entsprechender Aus-
sagekraft in Bezug auf das Denkmal kön-
nen auch Nebengebäude, Mauern, Einfrie-
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freigestellte Baumaßnahmen
bedürfen einer besonderen denk-
malrechtlichen Erlaubnis durch die
Untere Denkmalbehörde, bevor mit
den Bauarbeiten begonnen wird.
Eine denkmalrechtliche Genehmi-
gung ersetzt somit nicht die Bau-
genehmigung. 
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Nicht nur im Außenbereich, sondern auch
im Innenbereich und im Geltungsbereich
der Bebauungspläne gewinnen land-
schaftsökologische Gesichtspunkte immer
mehr an Bedeutung. 
Die Bebauungspläne und auch die Vorha-
ben- und Erschließungspläne enthalten
für die Baugrundstücke Pflanz- und
Begrünungsgebote oder setzen sonstige

Flächen für Ausgleichsmaßnahmen fest.
Nach § 8a Bundesnaturschutzgesetz prüft
die Bauaufsichtsbehörde, ob der Bauan-
trag diesem Vorhaben Rechnung trägt.
Sind geschützte Bäume von einem Bau-
vorhaben betroffen, wird eine Erlaubnis
neben der Baugenehmigung erforderlich,
die beim städtischen Umweltamt zu bean-
tragen ist.

Zur konsequenten Umsetzung der
Baubiologie gehört der Umwelt-
schutz. Zu den wirksamsten Maß-
nahmen zählen hier eine verstärk-
te Wärmedämmung und eine ener-
giesparende Heizungsanlage im
Haus. 
Der Einbau dichter Isolierglasfen-
ster, eine optimale Wärmedäm-
mung der Außenhülle und der Ein-
satz alternativer Techniken helfen,
den Energieeinsatz und die Schad-
stoffbelastungen zu reduzieren.

5.3 Landschaftspflege und Baumschutz

5.4 Wärmedämmung 
und Speicherung

Neben den Vorgaben durch einen
Bebauungsplan können die
Gemeinden nach § 86 Bauordnung
NRW Gestaltungssatzungen erlas-
sen, die beispielsweise das Ausse-
hen von Zäunen, Verkleidung der
Häuser oder Dachziegel regeln. In
diese kann man im Bauordnungs-
oder Planungsamt einsehen.
Ansonsten werden sie einem auch
bei der Baugenehmigung beige-
legt.

5.2 Gestaltungssatzungen 
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Wer jetzt eine Heizung z. B. auf einen
gasbetriebenen Brennwertkessel umstellt,
schont auf längere Sicht seine Geldbörse
und die Umwelt. Wer dazu noch Sonnen-
kollektoren montieren lässt, die das
Warmwasser in der wärmeren Jahreszeit
ausschließlich mit Hilfe der Sonnenwärme
bereitstellen, beweist, dass er den
Umweltschutz ernst nimmt und dafür vor-
übergehend Mehrkosten in Kauf nimmt.

Derzeit werden in einem Einfamilienhaus
80 % des gesamten Energiebedarfs für
die Heizung benötigt. Sparmaßnahmen in
diesem Bereich sind daher besonders
effektiv – für Umwelt und Geldbeutel -
zumal ab Februar 2002 die neue Energie-
einsparverordnung in Kraft tritt (EnEV),
die durch verschärfte Bestimmungen den
Energiebedarf bei Neubauten um weitere
30 % gegenüber der alten Wärmeschutz-
verordnung senken soll. Damit soll auch
der Austausch alter Heizkessel beschleu-
nigt werden.

Hauptursache der schlechten Energieaus-
beute und damit einer erhöhten Umwelt-
belastung ist der geringe Wirkungsgrad
veralteter Heizkessel. Erhebliche Wärme-
mengen verlassen das Haus ungenutzt
über den Schornstein.

Diese Abgasverluste können durch moder-
ne Heizkessel beträchtlich verringert
werden. Damit mindern sich auch Schad-
stoffe wie Schwefeldioxyd. Die Kohlendio-
xydproduktion ist Hauptverursacher des
Treibhauseffekts ! Nicht zuletzt spart eine
umweltfreundliche Feuerungsanlage
unmittelbar auch Öl oder Gas und damit
Geld. 

Jeder Anlagenbesitzer kann sich anhand
der Bescheinigung des Bezirksschornstein-
fegermeisters selbst ein Bild über den
Zustand seiner Anlage machen. Im Mess-
protokoll muss beispielsweise immer die
Rußzahl angegeben sein. Ist sie größer als
Null, zeigt dies einen Niederschlag unver-
brannter Kohlenstoffe an. Die Verbrennung
ist also nicht vollständig, evtl. entsteht
sogar giftiges Kohlenmonoxyd. Außerdem
behindert Ruß den Wärmeübergang vom
heißen Rauchgas ins Heizwasser.

In der Vergangenheit hat man die Heizung
aus Sicherheitsgründen gerne eine 
Nummer zu groß gewählt, damit es auch
im kältesten Winter noch ausreichend
warm würde. Dieses „Darf es ein bisschen
mehr sein” ? ist für den Heizungsbauer
heute keine Frage mehr. Es muss die rich-
tige Heizung sein, berechnet nach dem

tatsächlichen Wärmebedarf der
Wohnung. 

Nach Ansicht der Arbeitsgemein-
schaft der Verbraucherverbände
(AGV) gilt unter den modernen
Heizkesseln der Brennwertkessel
als „besonders energiesparende
und umweltschonende Wärme-
erzeugung”. 

Wer mehr darüber wissen möchte,
kann sich bei Verbraucherverbän-
den, Energieberatern kommunaler
Versorgungsunternehmen oder
beim Installateur Informationen
über die derzeit günstigste Hei-
zungs- und Warmwassertechnik
einholen. Die Berater können Ver-
gleichsrechnungen anstellen, wie
rentabel eine Entscheidung bei
höheren Anschaffungskosten von
Brennwertgeräten, aber wesentlich
niedrigeren Kosten Ihres Energie-
verbrauches sein können. 

Seit 1993 wurden die Grenzwerte
für Abgasverluste deutlich ver-
schärft. Einige Altanlagen sind
daher nicht mehr erlaubt. 

5.5 Energiesparen
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6.1 Anschluss an 
die Kanalisation

Wer in einem Gebiet wohnt, in dem
eine Sammelkanalisation existiert,
muss sich an diese anschließen.
Dafür stellt man einen Antrag beim
Tiefbauamt, St. Töniser Str. 8,
47918 Tönisvorst, Tel.-Nr. 02156 –
999-417, was in der Regel vom
Architekten übernommen wird. Zur
technischen Ausführung können
im Tiefbauamt alle notwendigen
Informationen – auf den Einzelfall
zugeschnitten – eingeholt werden.

6. Strom, Gas,
Wasser- und Kanal

6.2 Der „rollende” Kanal

Es gibt Bereiche, wo ein Anschluss an das
Kanalnetz nicht möglich ist, weil es
schlichtweg nicht existiert. Als Alternative
zum „klassischen Kanalsystem”, dem
leitungsgebundenen Kanal (Kanäle im
Freispiegelgefälle beziehungsweise Druck-
rohrleitungssysteme), gibt es hier entwe-
der so genannte abflusslose Gruben oder
Kleinkläranlagen, die durch den „rollen-
den Kanal” entsorgt werden. Die Stadt hat
die Abwasserbeseitigungspflicht, die
durch den Städtischen Abwasserbetrieb
ausgeführt wird, der sich für die Entsor-
gung eines Privatunternehmers (z. Zt. die
Firma Schönmackers in Kempen, Tel.-Nr.
0 21 52/20 72 08) bedient.

Als Betreiber von Gruben und Kleinkläran-
lagen ist man selber dafür verantwortlich
(gesetzlich verpflichtet), dass die Gruben
und Kleinkläranlagen regelmäßig durch

das oben genannte Unternehmen ent-
sorgt werden. Zudem muss dafür Sorge
getragen werden, dass die Anlagen ge-
wartet und funktionstüchtig sind. Wenn
die Firma für die Entsorgung kommt, muss
man aber nicht das nötige Kleingeld in der
Tasche bereit halten und in Vorleistung
treten. Die Abrechnung erfolgt ausschließ-
lich durch den Städtischen Abwasserbe-
trieb mittels jährlicher Gebührenbeschei-
de. Hingegen sind die Kosten der Wartung
und Reinigung der Anlagen unmittelbar
selbst zu tragen.

Alle Fragen zu diesem Themenbereich,
auch hinsichtlich der Möglichkeit, beim
Bau von vollbiologischen Kleinkläranlagen
gegebenenfalls Landeszuschüsse zu
erhalten, beantwortet das Tiefbauamt,
erreichbar unter der Tel.-Nr.
0 21 56/99 94 21.
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Die Versorgung mit Strom, Wasser und Gas
übernehmen die Stadtwerke Tönisvorst.
Für die Wasserversorgung in Vorst sind
allerdings die Wasserwerke Kreis Viersen
GmbH zuständig.

Wie bei dem Anschluss an die Kanalisation
muss auch die Versorgungsstrecke zwi-
schen Straßen und Hausanschluss durch
ein Fachunternehmen angelegt und ange-
schlossen werden.

Das heißt: 
Die Überbrückung von der jeweiligen
Hauptleitung bis zu den Hauptabsperrvor-
richtungen im Haus – oder je nachdem
zentraler Wasserzähler im Hausanschluss-
raum – muss von einem Fachunternehmen
durchgeführt werden.

Um möglichst viele offene Fragen im Vor-
feld klären zu können, haben die Stadt-
werke für Bauherren und Architekten
einen eigenen Leitfaden herausgegeben,
den man im Kundenzentrum an der Müh-
lenstraße 49 im Ortsteil St. Tönis erhalten
kann. Darüber hinaus besteht natürlich
die Möglichkeit der persönlichen Beratung
im Kundenzentrum (0 21 51/70 95-0).

Aufschluss gibt auch die Homepage unter
www.stadtwerke-toenisvorst.de. Die
Wasserwerke des Kreises Viersen GmbH
erreicht man unter Tel.-Nr. 0 21 54/9 16-0.

6.3 Strom, Wasser- und Gasanschluss
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7.1 Genehmigungsbedürftige Bauvorhaben 
(§ 63, § 68 BauO NRW)

— Schall- und Wärmeschutz 
— Standsicherheitsnachweis 
— Nachweis des baulichen Brandschutzes.

Umfang der Nachweise und ob eine Prüf-
pflicht durch einen Sachverständigen
erforderlich ist, können Sie im Einzelnen
der Ihnen erteilten Baugenehmigung ent-
nehmen. 

Kennzeichnung der Baustelle: Der Bauherr
ist dazu verpfichtet, ein Baustellenschild
auf dem Grundstück aufzustellen, das von
der öffentlichen Verkehrsfläche aus gut
sichtbar ist und die Bezeichnung des Bau-
vorhabens sowie Name und Anschrift des
Entwurfsverfassers, des Bauleiters und
des Rohbauunternehmers enthält. Man
kann hierzu den Vordruck der Bauauf-
sichtsbehörde verwenden („Roter Punkt”).
Anzeige der Fertigstellung des Rohbaues
bzw. abschließende Fertigstellung: Die der
Baugenehmigung jeweils beigefügten vor-
bereiteten Formulare sind der Bauauf-

sichtsbehörde eine Woche vorher
zuzusenden, um so eine zeitlich
reibungslose Bauzustandsbesichti-
gung zu ermöglichen.

Gebäudeeinmessungspflicht und
Hausnummerierung: Nach dem
Vermessungs- und Katastergesetz
ist der Grundstückseigentümer
verpflichtet, auf seine Kosten das
Gebäude oder die Grundrissverän-
derungen einmessen zu lassen.
Außerdem ist er dazu verpflichtet,
sein Grundstück mit der von der
Stadt vergebenen Hausnummer zu
versehen. 

7. Ausführungsbeginn und 
Bauüberwachung 

Verschiedene Abschnitte der Bauphase
werden von der Bauaufsichtsbehörde
überprüft. In der Regel Baubeginn, Roh-
bau und die Fertigstellung. Die dafür
benötigten Vordrucke mit den entspre-
chenden Fristen, um die Aufsichtsbehörde
rechtzeitig zu kontaktieren, liegen der
Baugenehmigung bei.

Mitteilung des Ausführungsbeginns: Der
Baubeginn muss der Bauaufsichtsbehörde
mindestens eine Woche vor Ausführungs-
beginn der Bauarbeiten angezeigt werden.
Die Grundrissfläche und die Höhenlage
der genehmigten baulichen Anlage sind
abzustecken, und die Einhaltung ist der
Bauaufsichtsbehörde nachzuweisen; ggfs.
ist die Vorlage eines amtlichen Nachwei-
ses erforderlich. Baugenehmigung und
Bauvorlagen müssen an der Baustelle vor-
liegen. Auch sind im Falle des vereinfach-
ten Genehmigungsverfahrens (§ 68 BauO
NRW) die nachfolgend aufgeführten Nach-
weise vorzulegen:



7.K
ap

ite
l

34

Ausschließlich Bauherr und Bauleiter sind
bei diesen Verfahren dafür verantwortlich,
dass das Bauvorhaben entsprechend den
vorgelegten Antragsunterlagen errichtet
wird und damit dem geltenden Recht ent-
spricht.

Auch die Fertigstellung ist der 
Bauaufsichtsbehörde zu gegebener Zeit
anzuzeigen.

Vor Baubeginn müssen die Nachweise
über Standsicherheit, Schallschutz, Wär-
meschutz und Brandschutz vorliegen, die
je nach Größe des Bauvorhabens von
einem staatlich anerkannten Sachverstän-
digen aufgestellt oder geprüft sein müs-
sen. Diese brauchen der Bauaufsichtsbe-
hörde nicht vorgelegt zu werden, der Bau-
herr muss sie jedoch wie die übrigen Bau-
vorlagen (§ 67 Abs. 6 BauO NRW) aufbe-
wahren. 

Daneben besteht, wie bei allen genehmi-
gungsbedürftigen Vorhaben die Pflicht
zur ordnungsgemäßen Einrichtung der

Baustelle inklusive Baustellenschild („Grü-
ner Punkt”), vor allem aber auch zur
Sicherung zu erhaltender Bäume und son-
stiger Bepflanzung. Der Baubeginn ist der
Bauaufsichtsbehörde mindestens eine
Woche vorher anzuzeigen. Die Grundriss-
fläche und Höhenlage des Vorhabens
muss abgesteckt sein; die Bauvorlagen
müssen an der Baustelle von Baubeginn
an vorliegen. 

7.2 Genehmigungsfreigestellte Wohngebäude
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Wer gegen die in § 84 BauO NRW aufge-
führten Bauvorschriften verstößt, begeht
eine Ordnungswidrigkeit, die mit einer
Geldbuße bis zu 250.000,— Euro geahndet
werden kann. 

Daneben enthalten auch andere Vorschrif-
ten (z. B. Denkmalschutzgesetz, Landes-
wassergesetz, Landschaftsgesetz) Buß-

geldvorschriften. Die Höhe des Bußgeldes
hängt von der Schwere des Verstoßes ab. 
Verstöße gegen das öffentliche Baurecht,
die mit einer Gefährdung von Leib und
Leben eines Anderen verbunden sind,
werden nicht als Ordnungswidrigkeit, son-
dern als Straftat gem. § 323 Strafgesetz-
buch verfolgt. Eine Ordnungswidrigkeit
liegt u.a. vor, wenn ohne Baugenehmigung

oder davon abweichend gebaut wird.
Unzulässig errichtete bauliche Anlagen,
Gebäude oder Gebäudeteile sind ggfs.
wieder zu beseitigen.

Dies gilt insbesondere, wenn dem Nach-
barschutz dienende Bestimmungen ver-
letzt wurden. 

8. Verstöße gegen 
das öffentliche Baurecht

8.
Ka
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Der Mehrzahl aller Bauherren bietet sich
nur einmal im Leben die Chance, ein Haus
zu bauen.
Um so mehr möchten Sie möglichst all
Ihre Wünsche und Erwartungen mit dem
neuen Haus verwirklichen. Die ersten vor-
sichtigen Kostenschätzungen bringen
dann aber meist schon eine Ernüchterung.
Soll der Bau kostengünstig bleiben, muss
man von so mancher liebgewonnenen
Idee Abschied nehmen.

Die Kunst des Bauens besteht letztlich
darin, mit einem möglichst geringen Auf-
wand ein Optimum an Bau- und Wohnqua-
lität zu erreichen. Die beste Erfolgsgaran-
tie ist eine umsichtige Planung. Nur der
Fachmann, am besten ein Architekt, kann
sich einen sicheren Überblick über die zu
erwartenden Ausgaben verschaffen und
feststellen, wo noch Einsparungen mög-
lich sind. Klare Absprachen vor Baubeginn
vermeiden zudem Änderungswünsche
während der Bauphase und damit unnöti-
ge Zusatzkosten.

Ein paar Tipps:

• Grundrisse dem tatsächlichen 
Bedarf anpassen
Zu großzügig bemessene Räume ver-
schlingen Gelder und später Heizkosten.

Ein Wohnzimmer beispielsweise, dass
vielleicht nur am Wochenende richtig
genutzt wird, muss nicht unbedingt 60
Quadratmeter groß sein.

• Grundstücksfläche optimal 
ausnutzen
Vielleicht hat auf dem Grundstück ein
zweites Haus Platz ? Beim gemeinsamen
Bauen lassen sich von der Planung und
Erschließung bis zur Bauausführung
erhebliche Kosten sparen. Ebenso bei
größeren Mengenabnahmen von Bau-
stoffen.
Verdichtete Bauweisen sind zudem ener-
getisch günstiger als freistehende Ein-
familienhäuser.

• Sich hinsichtlich finanzieller Hilfen
des Staates beraten lassen
Auf Grund der Vielzahl unterschiedlicher
Förderprogramme, die überdies sehr
häufig im Hinblick auf Einkommensgren-
zen und Förderhöhe geändert werden,
sollte man sich, bevor man eine Maß-
nahme in Angriff nimmt, mit der staat-
lichen Wohnungsbauförderung in Ver-
bindung setzen: Die richtigen Ansprech-
partner für die Eigenheimförderung sind
Frau Buchholz (Tel.-Nr. 02161/391 198) und
Herr Keufen (Tel.-Nr. 02162/391 199) vom
Kreis Viersen. Förderung Mietwohnungs-

bau: Frau Seitz (Tel.-Nr. 02162/391
203). Um eine Vorstellung davon
zu bekommen, was gefördert
werden kann:

• Zuschüsse, beziehungsweise ver-
billigte Kredite gibt es für Nie-
drigenergie- oder Passivhäuser
sowie für die Nutzung regenerati-
ver Energien (Solarkollektoren
und Photovoltaik-Anlagen)

• Öffentliche Mittel für den Neubau
von Häusern für Familien mit Kin-
dern oder Schwerbehinderten,
deren Einkommen innerhalb der
Grenzen des sozialen Wohnungs-
baus liegen. Wer schwerbehindert
ist oder Kinder hat, erhält vom
Staat Hilfen beim Hausbau. Die
Einkommensgrenzen liegen:

Einpersonenhaushalt
12.000,— Euro

Zweipersonenhaushalt
18.000,— Euro

für jede weitere Person
4.100,— Euro

für Kinder weitere
500,— Euro

(die noch zur Schule gehen oder in
der Ausbildung sind)

9. Preiswert bauen
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Das Land NRW kann aber dieses
Bundesgesetz nach eigenem
Ermessen auch regional anpassen.

Nicht zuletzt aus diesem Grunde
empfiehlt es sich, ein Gespräch mit
der Wohnungsbauförderung vom
Kreis Viersen zu führen. 

Achtung:
Wichtig ist es, den jeweiligen För-
derantrag vor Beginn der Förder-
maßnahme zu stellen, denn wenn
die Arbeiten bereits begonnen
oder gar beendet wurden, werden
grundsätzlich keine Mittel mehr
bewilligt.

Was viele Hauseigentümer nicht
wissen: Sie können wie Mieter
Wohngeld erhalten, wenn sie inner-
halb der Einkommensgrenzen des
Wohngeldgesetzes liegen. Dieser
so genannte „Lastenzuschuss”
wird aus dem Verhältnis Einkom-
men, Zahl der Bewohner und Auf-

wendungen für die Bewirtschaftungen des
Hauses (Kapitaldienst, also Zins, Tilgung
und Baualter) ermittelt. Genaueres kön-
nen Sie bei der Wohngeldstelle unter Tel.-
Nr. 0 21 51 / 99 91 11 erfahren.

Wichtig hierbei:
Den Antrag so schnell wie möglich stellen,
da Wohngeld, wenn die Voraussetzung

hierfür gegeben ist, vom Ersten des
Monats an gezahlt wird, in dem der Antrag
eingegangen ist.

Und nun: 
Viel Erfolg und vor allen Dingen auch
Freude beim Bauen wünscht Ihnen die
Stadt Tönisvorst !
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Zuallererst: Selbstverständlich gibt es
auch die Bauherrin, die Entwurfsverfasse-
rin oder die Antragstellerin. Bitte haben
Sie Verständnis dafür, dass wir – entgegen
dem gesetzlichen Sprachgebrauch – aus
Gründen der Lesbarkeit nur eine Form
gewählt haben.

Erläuterungen einiger 
Fachbegriffe:

• Grundflächenzahl (GRZ):
Sie gibt an, wieviel Fläche eines Grund-
stückes maximal überbaut werden darf.
Eine GRZ von 0,35 (siehe Bebauungsplan
Tö — 33 Seite 6) zeigt an, dass die Ober-
grenze der Überbauung eines Grundstük-
kes — hier bei 35 % der Fläche — liegen
kann.

• Geschossflächenzahl (GFZ):
Diese Zahl, sie befindet sich regelmäßig in
einem Kreis, gibt die Obergrenze für die
Gesamtfläche aller Vollgeschosse an. Bei
einer Grundstücksgröße von 500 qm und
einer GFZ von 0,5 darf die Summe aller
Wohn- und Nutzflächen einschließlich der 
Flächen für Mauern, Treppen, Flure etc.
nicht größer sein als 250 qm.

• Baulinie (——— · · ———· · ———):
Hier muss das Gebäude auf dieser Linie
errichtet werden. Diese Festsetzungsart
wird häufig in innerstädtischen Lagen
gewählt zwecks Einhaltung einer durch-
laufenden Gebäudefront.

• Baugrenze (——————· ——————·):
Das Gebäude muss innerhalb dieser Linien
errichtet werden; kann somit sowohl auf
als auch von dieser abgerückt ausgeführt
werden.

• Abstandflächen:
Zur Sicherung ausreichender
Grenzabstände aber auch Gebäu-
deabstände untereinander bedient
sich das Bauordnungsrecht (§ 6
BauO NRW) der Forderung, dass vor
Außenwänden von Gebäuden Flä-
chen freizuhalten sind. Diese Flä-
chen bemessen sich nach der
Beeinträchtigung, die von der
jeweiligen Außenwand ausgehen
kann. Ausschlaggebende Kriterien
sind hierbei die Höhe und die Brei-
te der Außenwand.

Ausnahme: Pkw-Garagen und Car-
ports lösen keine Abstandflächen
aus, wenn sie eine maximal zuläs-
sige Länge von 9 m sowie eine
Höhe von 3 m über Geländeober-
fläche einhalten. Auf Grund dessen
dürfen sie in der Regel unmittelbar
auf der Grenze ausgeführt werden.

Glossar
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• BauO NRW = Bauordnung für das
Land Nordrhein-Westfa-
len

• BauGB = Baugesetzbuch

• BauNVO = Baunutzungsverordnung

• BauPrüfVO = Verordnung über bau-
technische Prüfungen

• DSchG = Denkmalschutzgesetz

• EnEV = Energie-
einsparverordnung

• GarVO = Garagenverordnung

• FNP = Flächennutzungsplan

• B-Plan = Bebauungsplan

• VEP = Vorhaben- und 
Erschließungsplan
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